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Kursleiter*innen in der Grundbildung sind in der Regel als Honorarlehrkräfte beschäftigt. Sie gehö-

ren somit zur großen Gruppe der etwa 390.000 Honorarlehrkräfte in der privaten Weiterbildung 

sowie an Musikschulen und Volkshochschulen. Als Honorarlehrkräfte sind sie formal selbstständig: 

Das bedeutet, sie genießen nicht dieselben Schutzrechte wie Arbeitnehmer*innen, ihre Beschäftigung 

ist nur für den aktuellen Kurszeitraum gesichert und sie müssen alleine für ihre Sozialversicherung 

aufkommen. Hinzu kommen ein paar Besonderheiten. Honorarlehrkräfte sind rentenversicherungs-

pfl	ichtig.	Kommen	sie	dieser	Pfl	icht	nicht	nach,	drohen	ihnen	erhebliche	Nachzahlungen.	Dabei	

können nur die wenigsten von ihnen mit einer Rente über dem Grundsicherungsniveau rechnen. Da sie 

typischerweise als Solo-Selbstständige ohne eigene Mitarbeiter*innen überwiegend für einen Auf-

traggeber tätig sind, gehören sie außerdem zur Gruppe der „arbeitnehmerähnlichen Personen“. Damit 

haben sie laut Bundesurlaubsgesetz einen Anspruch auf bezahlten Urlaub und laut Tarifvertragsgesetz 

kann eine Gewerkschaft für sie Tarifverträge abschließen. Um zu verstehen, warum diese Rechte in der 

Praxis oft nicht eingelöst werden, lohnt ein Blick auf die Arbeitswirklichkeit von Honorarlehrkräften.

Als Selbstständige gilt für Honorarlehrkräfte die Vorstel-
lung, dass sie wie andere Kleinunternehmer*innen frei 
auf einem Markt agieren können. Wenn ich eine Hand-
werkerdienstleistung in Anspruch nehme, zum Beispiel 
mein Auto in eine Autowerkstatt bringe, oder vom Maler-
betrieb meine Wohnung neu streichen lasse, nennt mir 
das Kleinunternehmen einen Preis. Ich kann die Dienst-
leistung dann zu diesem Preis in Anspruch nehmen, oder 
ein anderes Kleinunternehmen suchen, das die Dienst-
leistung zu einem günstigeren Preis anbietet. Die Klein-

unternehmer*innen sind also einerseits der Marktkon-
kurrenz unterworfen, werden aber andererseits ihren 
Preis so bestimmen, dass er auskömmlich ist. Honorar-
lehrkräfte haben diese Möglichkeit in aller Regel nicht: 
Sie sind auf einen oder wenige Auftraggeber angewie-
sen, die ihnen Musterverträge vorlegen, in denen das 
Honorar und alle weiteren Vertragsbedingungen bereits 
festgelegt sind. Vergleicht man das mit obigen Beispie-
len, verkehren sich die Rollen: Die Honorarlehrkraft kann 
wie ein*e Kund*in nur entscheiden, ob sie das Angebot 
annimmt, oder sich einen anderen Auftraggeber sucht. 
Und weil die Konkurrenz auf dem Markt der privaten 
Weiterbildung vor allem durch niedrige Preise für Kurs-
teilnehmer*innen ausgetragen wird, unterbieten sich die 
Wettbewerber gegenseitig und drücken die Honorare so 
weit nach unten wie nur möglich. Das wirkt sich auch 
auf die Volkshochschulen aus, die vielerorts Honorare 

Gute Arbeit auch für 
Honorarlehrkräfte!

„Honorare deutlich unterhalb 
dessen,	was	hochqualifi	zierte	
Beschäftigte anständigerweise 
verdienen sollten“

Fragen aus der Praxis

Welche Rechte 
habe ich als Honorar-
kraft und welche Mög-
lichkeiten gibt es, meine 
Beschäftigungssituation 
zu verbessern?
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zahlen, die deutlich unterhalb dessen liegen, was hoch-
qualifizierte	Beschäftigte	anständigerweise	verdienen	
sollten. 

Honorarlehrkräfte sind also überwiegend prekär be-
schäftigt. Sie haben alleine keine Verhandlungsmacht 
gegenüber ihrem Auftraggeber und wenig Möglichkei-
ten, sich einen besseren Auftraggeber zu suchen, weil 
die Branche insgesamt durch prekäre Beschäftigungsver-
hältnisse geprägt ist. 

Da liegt es nahe, sich gewerkschaftlich zusammenzu-
schließen, um gemeinsam mehr zu erreichen.

Was kann die Gewerkschaft für Honorarlehr-
kräfte tun?

Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) 
setzt	sich	–	häufig	gemeinsam	mit	der	vereinten	Dienst-
leistungsgewerkschaft (ver.di) – seit vielen Jahren für 
bessere Arbeitsbedingungen in der Weiterbildung ein. 
Als Gewerkschaften streben wir in erster Linie Tarifver-
träge an. Tarifverträge sind das wirksamste Mittel, 
Arbeitsbedingungen für Arbeitnehmer*innen zu verbes-
sern. Sie werden kollektiv ausgehandelt und das Streik-
recht sorgt dafür, dass die Beschäftigten, vertreten durch 
die Gewerkschaft, den Arbeitgebern auf Augenhöhe 
begegnen. Doch auch wenn das Streikrecht als Grund-
recht auch Solo-Selbstständigen zusteht und der Gesetz-
geber in § 12a Tarifvertragsgesetz die Möglichkeit ge-
schaffen hat, Tarifverträge für „arbeitnehmerähnliche 
Personen“ abzuschließen, laufen diese Rechte für Hono-
rarlehrkräfte bislang ins Leere. Es ist noch in keinem Fall 
gelungen, einen Tarifvertrag für Honorarlehrkräfte 
durchzusetzen. Obwohl sie ein Streikrecht haben, kann 
es sie nicht schützen, denn das Streikrecht schützt zwar 
vor	Kündigung,	verpflichtet	aber	Auftraggeber	nicht,	der	
Honorarlehrkraft einen Folgevertrag anzubieten. Der 
Auftraggeber kann Honorarlehrkräfte nach Ablauf des 
aktuellen Vertrags einfach nicht weiterbeschäftigen, 
ohne dass es einer Begründung bedarf.

Ein anderer Weg, die Situation von Honorarlehrkräften 
zu verbessern, besteht darin, die Arbeitsbedingungen in 
der Weiterbildungsbranche insgesamt in den Blick zu 
nehmen. Hier waren die Gewerkschaften mit dem Min-

destlohn für pädagogisches Personal im Bereich der 
Arbeitsmarktdienstleistungen (Sozialgesetzbuch [SGB] II 
und III) erfolgreich, der erstmals im Jahr 2012 allgemein-
verbindlich erklärt und seitdem stetig erhöht wurde. 
Grundlage ist ein von der GEW und ver.di mit der Zweck-
gemeinschaft	des	Bundesverbandes	der	Träger	berufli-
cher Bildung geschlossener Tarifvertag über Mindestar-
beitsbedingungen (vgl. GEW 2022). Der Mindestlohn hat 
dem Lohndumping in der Weiterbildungsbranche Gren-
zen gesetzt. Der Tarifvertrag erreicht aber längst nicht 
alle Beschäftigten, weil er nur für die in einem Arbeits-
verhältnis pädagogisch Beschäftigten bei Trägern gilt, 
die überwiegend Arbeitsamtsmaßnahmen durchführen. 
Honorarlehrkräfte	profitieren	nur	indirekt	davon,	dass	
Niedriglöhne zurückgedrängt werden. 

Die Gewerkschaften streben weiterhin einen Branchenta-
rifvertrag an, der alle Arbeitnehmer*innen in der Weiter-
bildung umfassen soll. Das aktuell geplante Bundesta-
riftreuegesetz könnte neuen Schwung in die 
Verhandlungen bringen. Denn dann würde die öffentliche 
Auftragsvergabe an die Einhaltung von Tarifverträgen 
gekoppelt. Die Gewerkschaften fordern, dass ein solches 
Bundestariftreuegesetz auch für Integrationskurse und 
Arbeitsamtsmaßnahmen wirksam sein muss. Und sie 
fordern, dass Regelungen zur Tariftreue nicht dadurch 
unterlaufen werden können, indem für vergleichbare 
Tätigkeiten zu geringeren Kosten Honorarkräfte oder 
andere Solo-Selbstständige eingesetzt werden. 

Für Integrationskurse legt das BAMF ein Mindesthonorar 
fest, das jedoch lange viel zu niedrig angesetzt war, um 
eine positive Wirkung zu entfalten. Hier konnte die GEW 
erfolgreich darauf hinwirken, dass dieses Mindesthono-
rar sich umgerechnet auf das Nettoeinkommen seit 2016 
am Mindestlohn für die Arbeitsmarktdienstleistungen 
orientiert. Zuletzt wurde es zum 1. September 2022 auf 
derzeit 42,23 Euro pro Unterrichtseinheit erhöht. Damit 
eine Honorarlehrkraft bei vergleichbarer sozialer Absi-
cherung dasselbe Nettoeinkommen erzielt wie eine 
Vertragslehrkraft in Entgeltgruppe 11 TVöD, das an eini-
gen kommunalen Volkshochschulen gezahlt wird, müss-
te ihr Honorar ab März 2024 hingegen 71,70 Euro pro 
Unterrichtseinheit betragen. Für das Jahr 2023 fordert 
die GEW für dieselbe Gruppe ein Honorar von 65,09 Euro 
pro	Unterrichtseinheit	plus	Inflationsausgleich	in	Höhe	
von 6,51 Euro. Damit eine Honorarlehrkraft sich auch 
gegen das Risiko von Auftragsverlust oder die wirt-
schaftlichen Folgen einer längeren Krankheit absichern 

„Da liegt es nahe, sich gewerk-
schaftlich zusammenzuschlie-
ßen“

„Für 2023 fordert die GEW ein 
Honorar von 65,09 Euro pro 
Unterrichtseinheit	plus	Infl	ati-
onsausgleich“

„Gewerkschaften streben einen 
Branchentarifvertrag an“
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kann, müsste das Honorar noch einmal deutlich höher 
liegen. Ein realistischer Risikozuschlag liegt bei etwa 20 
Prozent des Honorars.

Bis wir als Gewerkschaft gemeinsam mit den Lehrkräf-
ten	flächendeckend	gute	Arbeitsbedingungen	in	der	
Weiterbildung erreichen, ist es noch ein langer Weg. 
Dass es sich lohnt, diesen Weg zu gehen und sich ge-
werkschaftlich zu organisieren, hat zum Beispiel der 
Kursleiterrat der Bremer Volkshochschule gezeigt. Er 
konnte 2019 mit Unterstützung der GEW eine Rahmen-
vereinbarung erreichen, die neben Honorarsteigerungen 
Zuschüsse für arbeitnehmerähnliche Selbstständige zur 
Renten- und Krankenversicherung sowie Urlaubs- und 
Bildungszeitentgelt vorsieht. An anderen Volkshochschu-
len konnten die Kolleg*innen zumindest den gesetzlich 
verbrieften Anspruch auf bezahlten Urlaub durchsetzen, 
zuletzt zwei Volkshochschuldozent*innen aus Stuttgart 
mit ihrer Klage vor dem Landesarbeitsgericht (GEW 
2023a). In Hamburg haben die Kursleiter*innen durch 
gemeinsame Aktionen mit der GEW Honorarerhöhungen 
erstritten (GEW 2023b). Vorreiter*innen waren die Kol-
leg*innen aus Berlin, die seit vielen Jahren für einen 
eigenen Tarifvertrag kämpfen und dabei zahlreiche 
Verbesserungen erreicht haben, unter anderem Honorar-
ausfallzahlung im Krankheitsfall und Zuschläge zur 
gesetzlichen Renten- und Krankenversicherung sowie ein 
Urlaubsentgelt (vgl. ver.di o.J.). 

Kann ich mich in ein Arbeitsverhältnis einkla-
gen?

Viele Honorarlehrkräfte würden eine Festanstellung 
bevorzugen, wenn sie die Wahl hätten, doch es gibt 

kaum Stellen für Vertragslehrkräfte und die Auftragge-
ber haben gelernt, die Honorarverträge so zu gestalten 
und durchzuführen, dass es kaum noch einer Honorar-
lehrkraft gelingt, sich in ein Arbeitsverhältnis einzukla-
gen. Dazu beigetragen hat auch die Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts, das die Kriterien für das 
Vorliegen eines Arbeitsverhältnisses über die Jahre 
immer enger gefasst hat (dazu mehr in Brüchert 2020). 
Selbst wenn die Honorarlehrkraft weisungsgebunden 
an einem vom Auftraggeber bestimmten Ort zu festen 
Zeiten ihre Tätigkeit ausübt, gilt sie nach dieser Recht-
sprechung nur dann als Arbeitnehmerin, wenn diese 
Lehrtätigkeit auf die Vermittlung von schulischen Ab-
schlüssen zielt.

Zu anderen Ergebnissen kommt nicht selten eine Status-
prüfung bei der deutschen Rentenversicherung. Eine 
solche Statusfeststellung kann die Honorarlehrkraft im 
sogenannten Antragsverfahren sogar selbst anstoßen. 
Stellt die Rentenversicherung Scheinselbstständigkeit 
fest, hat das zur Folge, dass der Auftraggeber für die 
Honorarlehrkraft Sozialversicherungsbeiträge entrichten 
muss. Das erhöht die Rentenpunkte und kann dazu 
beitragen, dass die Lehrkraft selbst geringere Beiträge 
zahlt. Allerdings bleibt die Lehrkraft arbeitsrechtlich 
selbstständig und hat keinen Anspruch auf Weiterbe-
schäftigung. So hat eine Betriebsprüfung der Rentenver-
sicherung beim Goethe-Institut 2017 dazu geführt, dass 
alle Honorarlehrkräfte von einem Tag auf den anderen 
nicht weiterbeschäftigt wurden – ohne jeglichen An-
spruch auf Festanstellung oder auf Nachzahlung mögli-
cherweise vorenthaltener Sozialversicherungsbeiträge. 
Selbst wenn das Vorliegen einer Scheinselbstständigkeit 
durch alle Instanzen der Sozialgerichtsbarkeit bestätigt 
wird, wie zuletzt im Falle einer Musikschullehrerin (Urteil 

www.gew.de

Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft

    
  

Ratgeber für freie Lehrkräfte

 Richtig selbstständig?

Die GEW-Broschüre „Richtig selbstständig. Ratge-
ber für freie Lehrkräfte“ enthält zum Beispiel 
Hinweise zu Steuern, Sozialversicherungen und 
zur Kalkulation von Honoraren. Die Broschüre 
gibt es unter www.gew.de/publikationen zum 
kostenfreien Download. Gedruckte Exemplare 
können bis neun Stück über ein Bestellformular 
und bei höherer Anzahl über den GEW-Shop 
bezogen werden.
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des Bundessozialgerichts vom 28.06.2022, Az. B 12 R 
3/20 R), bleiben die Arbeitsgerichte bei ihrer Linie und 
bestreiten, dass ein Arbeitsverhältnis vorliegt.

Damit diese widersprüchliche Rechtsprechung beendet 
wird und Honorarlehrkräfte nicht länger das Nachsehen 
haben, fordert die GEW eine bessere Abgrenzung zwi-
schen Arbeitnehmerstatus und Selbstständigkeit durch 
den Gesetzgeber. Konkret fordert sie in einem Beschluss 
des Gewerkschaftstages 2021 eine Ergänzung des § 611a 
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB), angelehnt an § 12a 
Tarifvertragsgesetz (TVG): „Persönlich abhängig sind 
auch Personen, die wirtschaftlich abhängig und ver-
gleichbar einem Arbeitnehmer sozial schutzbedürftig 

sind.“ Damit soll erreicht werden, dass Honorarlehrkräf-
te, Lehrbeauftragte und andere arbeitnehmerähnliche 
Solo-Selbstständige in der Regel als Arbeitnehmer*innen 
beschäftigt werden müssen, wenn sie das wünschen.

Ausblick

Honorarlehrkräfte sind gegenüber ihren Auftraggebern 
strukturell in einer schwächeren Position. Aber sie sind 
nicht rechtlos. Sie können ihre Rechte durchsetzen, wenn 
sie sich in einer Gewerkschaft zusammenzuschließen, 
Aktionen durchführen und politisch auf Verbesserungen 
hinwirken. Gemeinsam können wir mehr erreichen!
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